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GdP zur Anhörung durch die Enquetekommission des Landtages zu den Auswirkungen des Personalentwicklungskonzept für das Land Sachsen – Anhalt;

Am 11.4.2008 befasste sich die Enquetekommission mit dem Bereich der Polizeiverwaltung und der Fachhochschule der Polizei.

In der Berichterstattung des Ministers, der den AL 2 und den Rektor der FH Pol an seiner Seite hatte, verwies der Minister darauf, dass die Polizeiverwaltung nicht wie die klassische Verwaltung, allein von den Querschnittsaufgaben gekennzeichnet ist. Vielmehr leisten in der Polizeiverwaltung ca. 550 Bedienstete „spezielle vollzugsnahe Tätigkeiten“.

Das Ziel der Landesregierung, die Polizeiverwaltung von derzeit 1.408 Stellen im Planpersonal auf 869 Stellen zu reduzieren wird zu einer drastischen Umorganisation der Polizeiverwaltung führen, so der Minister. Bereits heute sei eine deutliche Steigerung des Arbeitsaufkommen in den vollzugsnahen Aufgabengebieten zu verzeichnen. Da in diesen Bereichen kaum noch Einsparmöglichkeiten vorhanden sind, wird sich der Stellenabbau auf die Querschnittsaufgaben konzentrieren müssen. Wie und durch wen die Aufgaben z.B. in den Bereichen Haushalt oder Liegenschaft gelöst werden soll, dass ließ der Minister offen. Gleichfalls offen blieb die Frage, durch welche Abbaumaßnahmen der Personalabbau realisiert werden soll. Diese beiden neuralgischen Punkte sind m.M.n. aber durch die Mitglieder des Landtages erkannt worden.

Der zweite Schwerpunkt der Anhörung war die weitere Entwicklung der Fachhochschule und die absehbaren Entwicklungstendenzen, verbunden mit der Personalsituation sowie dem Liegenschaftskonzept.

Die GdP hatte in ihrer Stellungnahme vom Dezember 2007 bereits deutlich gemacht, dass eine Reduzierung der Planstellen der Polizeiverwaltung auf 15,8% vom Planpersonal des Polizeivollzuges im Personalentwicklungskonzept nicht begründet ist. Die deutliche Verringerung des Personal in der Verwaltung wird zur Folge haben, dass verstärkt Beamte des Polizeivollzuges mit Aufgaben der Verwaltung beauftragt werden müssen und für Aufgaben des Polizeivollzuges nicht zur Verfügung stehen.

Sie forderte, dass die FH Pol personell, materiell- technisch und vor allem baulich auf den Veränderungsprozess vorzubereiten ist. Gleichzeitig ist die Werbung für den Polizeiberuf zu intensivieren und der Auswahldienst an der FH Pol zu stärken.

Im mündlichen Vortrag verwies ich noch mal darauf, dass die Aussagen des Ministers deutlich zu bekräftigen seien und dass die Polizeiverwaltung bei der Umsetzung der Pläne der Landesregierung, mit den o.a. Folgen, nicht mehr arbeitsfähig sein werde. 

Ich bat die Abgeordneten, sich intensiv mit dem Thema der Effizienz der Privatisierungen im Bereich der Polizei zu beschäftigen. Der Abbau des Personals gehe hier an einigen Stellen deutlich zu Lasten der Sachausgaben.

Gleichzeitig äußerte ich die Bitte um Unterstützung der Arbeit der GdP, für die Erhöhung des ATZ- Zuschlages auf 88% auch für die Beschäftigten der Verwaltung einzuführen und für die deutlich bessere Nutzung der Möglichkeit der eingeschränkten Dienstfähigkeit für Polizeibeamte.

Leider blieb die Stellungnahme der GdP die Einzige an diesem Tag. Die Gelegenheit, den Abgeordneten die Schieflage in der Personalentwicklung näher zu erläutern wurde durch die andern Berufvertretungen nicht wahrgenommen. 
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